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3 2 0 . Entschließung des Bundespräsidenten
vom 22. Juli 1971 betreffend die Schaffung

von Berufstiteln

Auf Grund des Art. 65 Abs. 2 lit. b des Bun-
des-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929
schaffe ich zur Auszeichnung von Personen, die
sich in langjähriger Ausübung ihres Berufes Ver-
dienste um die Republik Österreich erworben
haben, Berufstitel.

Artikel I

Diese Berufstitel sind:
„Hofrat", „Regierungsrat", für Bedienstete

der Gebietskörperschaften und anderer juristi-
scher Personen des öffentlichen Rechtes sowie für
Lehrer, die an mit Öffentlichkeitsrecht ausge-
statteten Privatschulen tätig sind;

„Amtsrat", „Kanzleirat", für Bedienstete der
Gebietskörperschaften;

„Kommerzialrat" für Angehörige des Wirt-
schaftslebens;

„Ökonomierat" für Angehörige landwirt-
schaftlicher Berufe;

„Obermedizinalrat", „Medizinalrat", für An-
gehörige des ärztlichen Berufes;

„Veterinärrat" für Angehörige des tierärzt-
lichen Berufes;

„Technischer Rat" für Angehörige technischer
Berufe;

„Baurat honoris causa" (Baurat h. c.) für Per-
sonen, die auf technisch-wissenschaftlichem,
praktisch-technischem oder baukünstlerischem
Gebiet tätig sind;

„Bergrat honoris causa" (Bergrat h. c.) für
Personen, die auf dem Gelbiet des Berg- oder
Hüttenwesens tätig sind;

„Forstrat honoris causa" (Forstrat h. c.) für
Personen, die auf dem Gebiet des Forstwesens
tätig sind;

„Oberstudienrat", „Studienrat", „Oberschul-
rat", „Schulrat", für Personen, die im Lehr- oder
Erziehungsdienst tätig sind;

„Ordentlicher Hochschulprofessor" und „Or-
dentlicher Universitätsprofessor" für Personen,
die als ernannte außerordentliche Hochschul-
bzw. Universitätsprofessoren oder als Dozenten
an Hochschulen tätig sind;

„Außerordentlicher Hochschulprofessor" und
„Außerordentlicher Universitätsprofessor" für
Lehrpersonen an Hochschulen und Beamte in
wissenschaftlicher Verwendung;

„Kammersänger", „Kammersängerin", „Kam-
merschauspieler", „Kammerschauspielerin", für
Personen, die als Künstler an einem der Pflege
der Musik oder der darstellenden Kunst gewid-
meten österreichischen Kunstinstitut tätig sind;

„Professor" für Personen, die auf dem Gebiet
der Kunst oder Wissenschaft tätig sind.

Artikel II

(1) Personen, die mit einem Berufstitel ausge-
zeichnet werden, sind zu dessen Führung berech-
tigt und haben Anspruch, mit diesem Titel in
amtlichen Verlautbarungen benannt zu werden.

(2) Wer unbefugt einen Berufstitel führt, be-
geht, wenn dadurch kein gerichtlich zu ahnden-
der Tatbestand verwirklicht wird, eine Verwal-
tungsübertretung.

Artikel III

(1) Von mehreren für die gleiche berufliche
Tätigkeit nacheinander verliehenen Berufstiteln
ist nur der zuletzt verliehene zu führen;
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(2) Berufstitel können neben Amtstiteln ge-
führt werden, wenn sie im wesentlichen Wort-
laut mit diesen nicht gleich sind;

(3) Werden Berufs- und Amtstitel nebeneinan-
der geführt, so wird der Berufstitel nach dem
Amtstitel, jedoch immer vor einem allfälligen
akademischen Grad geführt.

Artikel IV

Mit dem Inkrafttreten dieser Entschließung
treten alle bisherigen Entschließungen über die
Schaffung von Berufstiteln außer Kraft.

Jonas
Häuser

3 2 1 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 29. Juni
1971 über die Studienordnung für die Stu-

dienrichtung Informatik

Auf Grund der Bestimmungen der §§ 1 bis 11
und 18 bis 21 des Bundesgesetzes vom 10. Juli
1969, BGBl. Nr. 290, über technische Studien-
richtungen in Verbindung mit den Bestimmun-
gen des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes,
BGBl. Nr. 177/1966, wird im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Unterricht und Kunst
verordnet:

Einrichtung

§ 1. Die Studienrichtung Informatik ist an der
Technischen Hochschule in Wien gemeinsam mit
der Universität in Wien und an der Hochschule
für Sozial- und Wirtschaftswissenschaften in
Linz unter Bedachtnahme auf die im § 1 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes genann-
ten Grundsätze und Ziele einzurichten.

Studiendauer und Studienabschnitte

§ 2. (1) Das Studium der Informatik besteht
aus zwei Studienabschnitten und erfordert ein-
schließlich der für die Anfertigung der Diplom-
arbeit vorgesehenen Zeit die Inskription von
zehn Semestern. Der erste Studienabschnitt um-
faßt vier Semester, der zweite Studienabschnitt
umfaßt sechs Semester.

(2) Der erste Studienabschnitt hat die Auf-
gabe, die Grundlagen für die wissenschaftliche
Berufsvorbildung in der Informatik zu vermit-
teln.

(3) Der zweite Studienabschnitt dient der Ver-
tiefung der Bildung und Ausbildung auf den
Gebieten der Informatik.

(4) Jeder Studienabschnitt wird mit einer
Diplomprüfung abgeschlossen.

(5) Die Mitglieder des Lehrkörpers haben im
Rahmen der festgesetzten Lehrverpflichtungen

oder Lehraufträge auf Grund der Studienpläne
ihre Lehrveranstaltungen so einzurichten und
den Lehrstoff so zu bemessen, daß die Studie-
renden innerhalb der vorgesehenen Studiendauer
ihre ordentlichen Studien abzuschließen vermö-
gen (§ 2 Albs. 1 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes).

Inskription im ersten Studienabschnitt

§ 3. (1) In den vier Semestern des ersten Stu-
dienabschnittes sind nach Maßgabe des Studien-
planes unter Berücksichtigung der vorhandenen
Lehr- und Forschungseinrichtungen zwischen 70
und 80 Wochenstunden aus Prüfungsfächern und
5 Wochenstunden aus Freifächern zu inskribie-
ren. Die Zahl der inskribierten Wochenstunden
hat in jedem Semester mindestens 10 zu betra-
gen; doch kann eine geringere Zahl von Wochen-
stunden in einem Semester durch Inskription
einer größeren Zahl von Wochenstunden in
einem anderen Semester des ersten Studienab-
schnittes ausgeglichen werden.

(2) Während des ersten Studienabschnittes sind
in den folgenden Prüfungsfächern zu inskribie-
ren:

Sofern dies aus persönlichen oder räumlichen
Gründen notwendig ist, sind einzelne Lehrver-
anstaltungen, die die Fächer der zweiten Diplom-
prüfung erfassen, nach Maßgabe des Studienpla-
nes erst im zweiten Studienabschnitt innerhalb
der im § 6 Abs. 1 und 2 genannten Stundenrah-
men zu inskribieren.

Zulassung zur ersten Diplomprüfung

§ 4. (1) Die Zulassung zu einer Teilprüfung
der ersten Diplomprüfung (§ 5 Abs. 2 lit. a)
oder zu einem Prüfungsteil einer solchen Teil-
prüfung (§ 5 Abs. 4) setzt die gültige Inskrip-
tion und den Abschluß der für die betreffende
Prüfung in Betracht kommenden Lehrveranstal-
tungen) sowie die positive Beurteilung bestimm-
ter Teilprüfungen (Prüfungsteile) nach Maßgabe
der Bestimmungen des Studienplanes (§ 5 Abs. 5
des Bundesgesetzes über technische Studienrich-
tungen) voraus.

(2) Im Falle des § 5 Abs. 2 lit. b setzt die Zu-
lassung zu einem der beiden Teile der kommis-
sionellen Prüfung voraus:

a) die gültige Inskription der die Prüfungs-
fächer umfassenden Lehrveranstaltungen;
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b) die erfolgreiche Teilnahme an den für die
zu prüfenden Fächer im Studienplan vor-
geschriebenen Übungen, Seminaren, Pro-
seminaren, Privatissima, Praktika, Arbeits-
gemeinschaften und Konversatorien.

(3) Die Zulassung zum zweiten Teil der kom-
missionellen Prüfung setzt weiters die positive
Beurteilung des ersten Teiles dieser Prüfung und
die gültige Inskription der Freifächer voraus.

Erste Diplomprüfung

§ 5. (1) Prüfungsfächer der ersten Diplomprü-
fung sind:

a) Algebra;
b) Analysis;
c) Physikalische und elektronische Grund-

lagen der Informatik;
d) Grundzüge der Informatik.

(2) Die erste Diplomprüfung ist eine Gesamt-
prüfung. Sie ist nach Wahl des Kandidaten:

a) entweder in Form von Teilprüfungen von
Einzelprüfern;

b) oder als kommissionelle Prüfung in zwei
Teilen vom gesamten Prüfungssenat nach
Maßgabe der folgenden Bestimmungen ab-
zuhalten:
aa) Der erste Teil der kommissionellen

Prüfung umfaßt mindestens zwei,
höchstens aber drei vom Kandidaten
anzugebende Prüfungsfächer der
ersten Diplomprüfung. Die übrigen
Prüfungsfächer (das übrige Prüfungs-
fach) der ersten Diplomprüfung sind
(ist) im zweiten Teil der kommissio-
nellen Prüfung zu prüfen;

bb) meldet sich der Kandidat nach dem
ersten Studienjahr zum ersten Teil der
kommissionellen Prüfung, so umfaßt
sie diejenigen Prüfungsfächer, bezie-
hungsweise diejenigen Prüfungsteile
derselben, die den im ersten Studien-
jahr inskribierten Lehrveranstaltungen
entsprechen. Der zweite Teil der kom-
missionellen Prüfung umfaßt die übri-
gen Prüfungsfächer, beziehungsweise
Prüfungsteile.

(3) Beantragt der Kandidat die kommissio-
nelle Abnahme der ersten Diplomprüfung nach
erfolgreicher Ablegung einer oder mehrerer
Teilprüfungen (Prüfungsteile), so hat sich die
kommissionelle Prüfung auf die restlichen Prü-
fungsfächer (Prüfungsteile) zu beschränken.

(4) Umfaßt eine Teilprüfung den Stoff von
mehreren Vorlesungen, allenfalls auch von Re-
petitorien, so zerfällt diese Teilprüfung in so
viele Prüfungsteile, als Lehrveranstaltungen ein-
gerichtet sind.

(5) Besteht eine Teilprüfung aus mehreren
Prüfungsteilen, so gilt sie nur dann als mit Er-
folg abgelegt, wenn jeder Prüfungsteil zumin-
dest mit der Note „genügend" beurteilt wurde
(§ 29 des Allgemeinen Hochschul-Studiengeset-
zes).

(6) Nichtbestandene Teilprüfungen oder Prü-
fungsteile von solchen (Abs. 2 lit. a) dürfen nur
dreimal, nicht bestandene kommissionelle Prü-
fungen (Abs. 2 lit. b), nur zweimal wiederholt
werden (§ 30 Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes). Beantragt der Kandidat die
kommissionelle Abnahme der ersten Diplomprü-
fung nach einmaliger erfolgloser Ablegung einer
oder mehrerer Teilprüfungen (Prüfungsteile), so
gilt die kommissionelle Prüfung als erste Wie-
derholung; sie kann im Falle eines Mißerfolges
noch zweimal wiederholt werden. Hat der Kan-
didat eine oder mehrere Teilprüfungen (Prü-
fungsteile) schon zweimal erfolglos abgelegt, so
gilt die kommissionelle Prüfung als zweite Wie-
derholung und kann noch einmal wiederholt
werden. Hat der Kandidat eine oder mehrere
Teilprüfungen (Prüfungsteile) schon dreimal
ohne Erfolg abgelegt, so gilt die kommissionelle
Prüfung als Prüfung gemäß § 30 Abs. 5 des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes und kann
nicht mehr wiederholt werden. Die Bestimmung
des § 30 Abs. 1 zweiter bis vierter Satz des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes bleibt unbe-
rührt.

(7) Die erste Diplomprüfung ist grundsätzlich
mündlich abzuhalten. Sind jedoch Rechen- oder
Konstruktionsaufgaben zu lösen, sind diese
schriftlich durchzuführen. Wenn die mündliche
Ablegung von Teilprüfungen oder Prüfungstei-
len derselben vor Einzelprüfern wegen der zu
großen Zahl der Kandidaten und der geringen
Zahl der Prüfer nicht möglich ist, sind auf Be-
schluß der zuständigen akademischen Behörde
schriftliche Prüfungen oder Prüfungsarbeiten an-
zuordnen. Bei der gemäß Abs. 6 letzten zulässi-
gen Wiederholung einer auf solche Art durch-
geführten Teilprüfung oder eines Prüfungsteiles
hat zusätzlich eine mündliche Prüfung stattzu-
finden. Eine mündliche Prüfung hat zusätzlich
auch dann stattzufinden, wenn der Kandidat eine
solche beantragt (§ 30 Abs. 7 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes), sofern die schrift-
liche Prüfung oder die Prüfungsarbeit mit einer
positiven Note beurteilt wurde (§ 29 Abs. 2 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes).

(8) Wenn die erste Diplomprüfung nicht spä-
testens bis zum Ende des sechsten Semesters voll-
ständig abgelegt wurde, sind weitere Semester
in den zweiten Studienabschnitt nicht einzurech-
nen (§ 20 Abs. 3 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes). Bei Vorliegen wichtiger Gründe
(§ 6. Abs. 5 lit. b des Allgemeinen Hochschul-
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Studiengesetzes) kann jedoch die zuständige aka-
demische Behörde die Einrechnung weiterer Se-
mester bewilligen.

Inskription im zweiten Studienabschnitt

§ 6. (1) In den sechs Semestern des zweiten
Studienabschnittes sind nach Maßgabe des Stu-
dienplanes unter Berücksichtigung der vorhan-
denen Lehr- und Forschungseinrichtungen zwi-
schen 70 und 90 Wochenstunden aus den Prü-
fungsfächern und 5 Wochenstunden aus Frei-
fächern zu inskribieren. Die Zahl der inskribier-
ten Wochenstunden hat im ersten bis vierten Se-
mester des zweiten Studienabschnittes mindestens
je 10, im fünften und sechsten Semester des zwei-
ten Studienabschnittes mindestens je 5 zu be-
tragen; doch kann eine geringere Zahl von Wo-
chenstunden in einem Semester durch Inskription
einer größeren Zahl von Wochenstunden in
einem anderen Semester des zweiten Studienab-
schnittes ausgeglichen werden.

(2) Während des zweiten Studienabschnittes
sind in den Prüfungsfächern zu inskribieren:

Sofern dies aus persönlichen oder räumlichen
Gründen notwendig ist, sind einzelne Lehrver-
anstaltungen, die die Fächer der zweiten Diplom-
prüfung erfassen, nach Maßgabe des Studienpla-
nes bereits im ersten Studienabschnitt innerhalb
des im § 3 Abs. 2 lit. e angeführten Stunden-
rahmens zu inskribieren.

(3) Die im § 15 Abs. 5 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes genannten Lehrveran-
staltungen sind als Wahlfächer gemäß Abs. 2
oder als Freifächer anzubieten.

Diplomarbeit

§ 7. (1) Das Thema der Diplomarbeit ist einem
der Studienrichtung zugehörigen Fach zu ent-
nehmen (§ 8 Abs. 1 Bundesgesetz über techni-
sch« Studienrichtungen und § 25 Abs. 1 des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes).

(2) Der Kandidat ist berechtigt, das Thema
der Diplomarbeit aus einer Anzahl von Vor-
schlägen der Ihrem Fach nach zuständigen Hoch-

schulprofessoren, emeritierten Hochschulprofes-
soren, Honorarprofessoren und Hochschuldozen-
ten nach Maßgabe der Bestimmungen des § 25
Abs. 1 des Allgemeinen Hochschul-Studiengeset-
zes auszuwählen. Dem Angehörigen des Lehr-
körpers, welcher das Thema der Diplomarbeit
vorgeschlagen hat, obliegt auch die Betreuung
des Kandidaten bei der Ausarbeitung der
Diplomarbeit sowie ihre Begutachtung. Er hat
nach Anhörung des Kandidaten im Einverneh-
men mit dem Präses der Prüfungskommission
zur Abhaltung der zweiten Diplomprüfung fest-
zusetzen, ob die Diplomarbeit als Institutsarbeit
oder als Hausarbeit durchzuführen ist.

(3) Die Diplomarbeit ist bei der Prüfungskom-
mission zur Abhaltung der zweiten Diplomprü-
fung einzureichen.

Zulassung zur zweiten Diplomprüfung

§ 8. (1) Für die Zulassung zum ersten Teil der
zweiten Diplomprüfung gelten die Bestimmun-
gen des § 4 Abs. 1 und 2 sinngemäß.

(2) Die Zulassung zum zweiten Teil der zwei-
ten Diplomprüfung setzt voraus:

a) die erfolgreiche Ablegung der ersten
Diplomprüfung;

b) die Inskription der gemäß § 2 Abs. 1 vor-
gesehenen Zahl von Semestern, die allen-
falls gemäß § 3 Abs. 3 des Bundesgesetzes
über technische Studienrichtungen herabzu-
setzen ist;

c) die erfolgreiche Ablegung des ersten Teiles
der zweiten Diplomprüfung;

d) die Approbation der Diplomarbeit.

Zweite Diplomprüfung

§ 9. (1) Prüfungsfächer der zweiten Diplom-
prüfung sind:

a) Mathematische Grundlagen der Informa-
tik;

b) Logische Grundlagen der Informatik;
c) Entwurf von Datenverarbeitungssystemen;
d) Organisation und Betrieb von Datenverar-

beitungssystemen ;
e) Programmierung.

Die angeführten Prüfungsfächer sind um jene
Teilgebiete zu erweitern, die der Kandidat gemäß
§ 6 Abs. 2 lit. f gewählt hat.

(2) Die zweite Diplomprüfung ist eine Ge-
samtprüfung, die in zwei Teilen abzulegen ist.
Der erste Teil ist nach Wahl des Kandidaten in
der Form von Teilprüfungen vor Einzelprüfern
oder als kommissionelle Prüfung aus allen Prü-
fungsfächern gemäß Abs. 1 abzulegen. Der
zweite Teil ist jedenfalls als kommissionelle Prü-
fung vom gesamten Prüfungssenat abzuhalten
und besteht aus zwei Fächern:
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a) dem Teilgebiet des Prüfungsfaches, dem
das Thema der Diplomarbeit zuzuordnen
ist;

b) einem Teilgebiet des Prüfungsfaches, das
als ein Schwerpunkt der Studienrichtung
anzusehen ist. Dieses ist unter Berücksich-
tigung der Prüfung gemäß lit. a vom Prä-
ses der Prüfungskommission zur Abhal-
tung der zweiten Diplomprüfung nach An-
hörung des Kandidaten zu bestimmen. Der
Kandidat ist berechtigt, einen Vorschlag zu
machen.

(3) Beantragt der Kandidat die kommissionelle
Abnahme des ersten Teiles der zweiten Diplom-
prüfung erst nach erfolgreicher Ablegung einer
oder mehrerer Teilprüfungen (Prüfungsteile), so
hat sich die kommissionelle Prüfung auf die
restlichen Prüfungsfächer (Prüfungsteile) zu be-
schränken.

(4) Für den ersten Teil der zweiten Diplom-
prüfung sind die Bestimmungen des § 5 Abs. 4
bis 7 sinngemäß anzuwenden. Der zweite Teil der
zweiten Diplomprüfung ist mündlich abzuhal-
ten. Für die Wiederholung des zweiten Teiles
der zweiten Diplomprüfung ist § 30 des Allge-
meinen Hochschul-Studiengesetzes anzuwenden.

(5) Auf Antrag des Kandidaten hat die zu-
ständige akademische Behörde (§§ 9 Abs. 1 und
18 Abs. 2 des Bundesgesetzes über technische
Studienrichtungen) zu bewilligen, daß die gemäß
Abs. 1 vorgesehenen Prüfungsfächer (oder Teil-
gebiete derselben) zum Teil durch Prüfungsfächer
anderer Studienrichtungen oder Studienzweige,
die an der betreffenden Hochschule oder an einer
anderen Hochschule durchgeführt werden, ersetzt
werden, wenn die Wahl im Hinblick auf wissen-
schaftliche Zusammenhänge oder eine Ergänzung
der wissenschaftlichen Berufsvorbildung sinnvoll
erscheint. Die gemäß dieser Bestimmung gewähl-
ten Prüfungsfächer dürfen die Hälfte des Prü-
fungsstoffes der zweiten Diplomprüfung, gemes-
sen an der Stundenzahl der auf Grund des Stu-
dienplanes zu inskribierenden Lehrveranstaltun-
gen, nicht übersteigen. Aus den gewählten Prü-
fungsfächern sind Lehrveranstaltungen im Aus-
maß der Lehrveranstaltungen für die weggefal-
lenen Prüfungsfächer (Prüfungsteile) zu inskribie-
ren.

Verleihung des akademischen Grades
„Diplom-Ingenieur"

§ 10. (1) An die Absolventen der Studien-
richtung Informatik wird der akademische Grad
„Diplom-Ingenieur" abgekürzt „Dipl.-Ing." ver-
liehen.

(2) Um die Verleihung des akademischen
Grades ist bei der zuständigen akademischen Be-

hörde mittels des in der 1. Durchführungsver-
ordnung zum Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetz vorgesehenen Formulares anzusuchen.

(3) Die Verleihung des akademischen Grades
erfolgt durch Sponsion in feierlicher Form in
Anwesenheit des Rektors und des Dekans durch
einen Ordentlichen Hochschulprofessor als Pro-
motor.

(4) Die Verleihung des akademischen Grades
ist zu beurkunden. In der Urkunde ist ersicht-
lich zu machen, daß es sich um einen Absolventen
der Studienrichtung Informatik handelt.

(5) Absolventen der Studienrichtung Infor-
matik sind nach Maßgabe einer besonderen
Studienordnung zur Erwerbung des Doktorates
der technischen Wissenschaften zuzulassen.

Übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 11. (1) Gemäß § 45 Abs. 8 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes haben ordentliche
Hörer, die vor Inkrafttreten des neuen Studien-
planes ihr Studium begonnen haben, das Recht,
sich durch schriftliche Erklärung zu Beginn des
auf das Inkrafttreten des neuen Studienplanes
folgenden Semesters diesem neuen Studienplan
zu unterwerfen. In diesem Fall werden zurück-
gelegte Studien dieser Studienrichtung zur Gänze
in die vorgeschriebene Studiendauer eingerechnet
und alle abgelegten Prüfungen anerkannt. Feh-
lende Lehrveranstaltungen und Prüfungen sind
bis zum Antreten zum zweiten Teil der zweiten
Diplomprüfung nachzuholen.

(2) Die in den Studienjahren 1969/70 und
1970/71 inskribierten Lehrveranstaltungen be-
dürfen keiner weiteren Ergänzung.

Firnberg

3 2 2 . Kundmachung des Bundesministers
für Handel, Gewerbe und Industrie vom
9. Juli 1971 betreffend die Kurzbezeichnung
des Internationalen Verbandes zum Schutz

von Pflanzenzüchtungen (UPOV)

Auf Grund des § 4 Abs. 1 Z. 1 lit. c des
Markenschutzgesetzes 1970, BGBl. Nr. 260, wird
kundgemacht, daß die Bezeichnung UPOV als
Kurzbezeichnung des Internationalen Verbandes
zum Schutz von Pflanzenzüchtungen (Union
internationale pour la protection des obtentions
végétales) von der Registrierung nach dem
Markenschutzgesetz ausgeschlossen ist.

Staribacher
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3 2 3 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 22. Juli 1971 betreffend die Ausdeh-
nung des Geltungsbereiches des Zollabkom-

mens vom 18. Mai 1956 über Behälter

Vom Generalsekretär der Vereinten Nationen
sind folgende Mitteilungen betreffend den Gel-
tungsbereich des Zollabkommens über Behälter
(BGBl. Nr. 22/1958, letzte Kundmachung be-
treffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 253/
1969) eingelangt:

Japan hat seine Beitrittsurkunde zu diesem
Zollabkommen am 14. Mai 1971 hinterlegt.

Mauritius hat am 18. Juli 1969 erklärt, sich an
dieses Zollabkommen gebunden zu erachten,
dessen Anwendung bereits vor Erlangung der
Unabhängigkeit auf das Gebiet dieses Staates
ausgedehnt worden war.

Kreisky

3 2 4 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 2. August 1971 über die Aufhebung des
§ 2 1 Abs. 4 des Gehaltsüberleitungsgesetzes

durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 3 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und ge-
mäß den §§ 64 und 65 des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundge-
macht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 1. Juli 1971, G 6/71-8, — dem
Bundeskanzler zugestellt am 26. Juli 1971 —
den § 21 Abs. 4 des Bundesgesetzes vom 12. De-
zember 1946, BGBl. Nr. 22/1947, über das
Diensteinkommen und die Ruhe- und Versor-
gungsgenüsse der Bundesbeamten (Gehaltsüber-
leitungsgesetz) als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Häuser

3 2 5 . Abkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Französischen
Regierung über den Betrieb von Amateurfunkstellen

(Übersetzung)

FRANZÖSISCHE BOTSCHAFT
IN ÖSTERREICH

37/0

Wien, am 5. Juli 1971

Herr Minister!

Unter Bezugnahme auf die Verhandlungen
betreffend den Abschluß eines Abkommens zwi-
schen der Französischen Regierung und der
Österreichischen Bundesregierung mit dem Zweck,
Funkamateure, die Staatsbürger eines der beiden
Staaten und Inhaber einer gültigen Bewilligung
sind, zum Betrieb einer elektrischen Amateur-
funkstation auf dem Hoheitsgebiet des anderen
Staates, entsprechend den Bestimmungen des
Artikels 41 der Vollzugsordnung für den Funk-
dienst, Genf 1959, zu ermächtigen, beehre ich
mich, Ihnen mitzuteilen, daß die Französische
Regierung ihrerseits bereit ist, folgende Bestim-
mungen anzunehmen:

1. Jeder Staatsangehörige einer der beiden.
Vertragschließenden Parteien kann die Bewilli-
gung zum Betrieb einer Amateurfunkstelle auf
dem Hoheitsgebiet der anderen Vertragschließen-
den Partei unter der Voraussetzung erlangen,
daß er Inhaber einer von den Behörden seines
Heimatstaates ausgestellten Bewilligung zum
Betrieb einer Amateurfunkstelle ist.
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2. Der Bewilligungsantrag ist an die zuständi-
gen Behörden der Vertragschließenden Partei zu
richten, auf deren Hoheitsgebiet die Funkstelle
betrieben werden soll.

3. Die zuständigen Verwaltungsbehörden jedes
Staates können nach Maßgabe der geltenden
Gesetze sowie aus Gründen der öffentlichen
Ordnung und Sicherheit die Bewilligungsanträge
der Erledigung zuführen, die sie für zweckmäßig
erachten, die Erfüllung von Voraussetzungen für
die Bewilligungserteilung verlangen, Auflagen
anordnen und erteilte Bewilligungen widerrufen.

4. Die obigen Bestimmungen sind hinsichtlich
der Republik Österreich auf deren Hoheitsgebiet
und hinsichtlich der Französischen Republik auf
deren europäische Departements und Departe-
ments und Territorien in Übersee anwendbar.

Ich beehre mich, Ihnen vorzuschlagen, daß,
falls die oben angeführten Bestimmungen die
Zustimmung der Österreichischen Bundesregie-
rung finden, einerseits die vorliegende Note und
die Antwortnote Eurer Exzellenz als ein Ab-
kommen zwischen der Französischen Regierung
und der Österreichischen Bundesregierung in
dieser Angelegenheit betrachtet werden, anderer-
seits das genannte Abkommen am ersten Tag
des dritten Monats, gerechnet ab dem Zeitpunkt
dieses Notenwechsels, in Kraft treten wird und
sechs Monate nachdem eine der beiden Vertrags-
parteien der anderen ihre Kündigungsabsicht
notifiziert hat, außer Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck
meiner ausgezeichneten Hochachtung.

F. Leduc m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Rudolf K i r c h s c h l ä g e r
Minister für Auswärtige Angelegenheiten
Ballhausplatz

DER BUNDESMINISTER
FÜR

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Wien, am 5. Juli 1971

Herr Botschafter!

Ich beehre mich, den Erhalt Ihrer Note
Nr. 37/0 vom 5. Juli 1971 zu bestätigen, die in
deutscher Übersetzung folgenden Wortlaut hat:

„Unter Bezugnahme auf die Verhandlungen
betreffend den Abschluß eines Abkommens zwi-
schen der Französischen Regierung und der
Österreichischen Bundesregierung mit dem Zweck,

Funkamateure, die Staatsbürger eines der beiden
Staaten und Inhaber einer gültigen Bewilligung
sind, zum Betrieb einer elektrischen Amateur-
funkstation auf dem Hoheitsgebiet des anderen
Staates, entsprechend den Bestimmungen des
Artikels 41 der Vollzugsordnung für den Funk-
dienst, Genf 1959, zu ermächtigen, beehre ich
mich, Ihnen mitzuteilen, daß die Französische
Regierung ihrerseits bereit ist, folgende Bestim-
mungen anzunehmen:

1. Jeder Staatsangehörige einer der beiden
Vertragschließenden Parteien kann die Bewilli-
gung zum Betrieb einer Amateurfunkstelle auf
dem Hoheitsgebiet der anderen Vertragschließen-
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den Partei unter der Voraussetzung erlangen,
daß er Inhaber einer von den Behörden seines
Heimatstaates ausgestellten Bewilligung zum
Betrieb einer Amateurfunkstelle ist.

2. Der Bewilligungsantrag ist an die zuständi-
gen Behörden der Vertragschließenden Partei zu
richten, auf deren Hoheitsgebiet die Funkstelle
betrieben werden soll.

3. Die zuständigen Verwaltungsbehörden jedes
Staates können nach Maßgabe der geltenden
Gesetze sowie aus Gründen der öffentlichen
Ordnung und Sicherheit die Bewilligungsanträge
der Erledigung zuführen, die sie für zweckmäßig
erachten, die Erfüllung von Voraussetzungen für
die Bewilligungserteilung verlangen, Auflagen
anordnen und erteilte Bewilligungen widerrufen.

4. Die obigen Bestimmungen sind hinsichtlich
der Republik Österreich auf deren Hoheitsgebiet
und hinsichtlich der Französischen Republik auf
deren europäische Departements und Departe-
ments und Territorien in Übersee anwendbar.

Ich beehre mich, Ihnen vorzuschlagen, daß,
falls die oben angeführten Bestimmungen die
Zustimmung der Österreichischen Bundesregie-
rung finden, einerseits die vorliegende Note und
die Antwortnote Eurer Exzellenz als ein Ab-
kommen zwischen der Französischen Regierung
und der Österreichischen Bundesregierung in

dieser Angelegenheit betrachtet werden, anderer-
seits das genannte Abkommen am ersten Tag
des dritten Monats, gerechnet ab dem Zeitpunkt
dieses Notenwechsels, in Kraft treten wird und
sechs Monate nachdem eine der beiden Vertrags-
parteien der anderen ihre Kündigungsabsicht
notifiziert hat, außer Kraft tritt."

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz hiezu mitzu-
teilen, daß die Österreichische Bundesregierung
mit den Vorschlägen der Französischen Regie-
rung einverstanden ist, daß Ihre Note und diese
Antwortnote ein Abkommen zwischen der
Österreichischen Bundesregierung einerseits und
der Französischen Regierung andererseits betref-
fend den Betrieb von elektrischen Amateurfunk-
stationen auf dem Hoheitsgebiet des anderen
Staates bilden sollen.

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Aus-
druck meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Rudolf Kirchschläger m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Francis Leduc
ao. u. bev. Botschafter
der Französischen Republik
Wien

Das im vorstehenden Notenwechsel enthaltene Abkommen tritt gemäß seinem letzten Absatz
am 1. Oktober 1971 in Kraft.

Kreisky


